Anträge der SPD-Fraktion im Rahmen der Beratungen zum Haushalt 2022

Wohnraum erschließen und schaffen
· Wohnungen wieder für Wohnzwecke erschließen (Verminderung des Leerstands an Wohnungen und Abschluss der Prüfungen zum Erlass einer Zweckentfremdungssatzung): Bereits vor einem Jahr hatten wir dies beantragt. Die Verwaltung hatte damals angekündigt, sich des Themas anzunehmen. Wir haben angesichts der großen Wohnungsnot unseren Antrag jetzt im Vorfeld der Haushaltsberatungen nochmals eingebracht, weil es eine Verschwendung knapper Ressourcen ist, wenn Wohnungen leer stehen, aber andererseits Wohnungen dringend gebraucht werden. Eine Befassung mit diesem Thema steht bereits heute auf der Tagesordnung. 

· Generationenübergreifendes Wohnen ermöglichen: Viele ältere Menschen leben in großen Häusern oder Wohnungen. Manche Alleinerziehende oder Familien leben dagegen in zu kleinen Wohnungen. Wir möchten eine Empfehlung des Stadtseniorenrats aufgreifen und beantragen die Entwicklung eines Konzepts für Mehrgenerationenhäuser. Weiter beantragen wir die Umsetzung des Konzepts „Wohnen gegen Hilfe“ mit hauptamtlicher Unterstützung , bei dem jüngere Bevölkerungsgruppen (Azubis, Studenten, Alleinerziehende oder Alleinstehende) für die Vermieter - je nach Vereinbarung - gewisse Aufgaben wie Einkaufen, Rasenmähen oder Gesellschaft leisten übernehmen und für diese Dienstleistung dann weniger oder keine Miete zahlen. 

· Gemeinschaftliches Wohnen mehrerer älterer Menschen aus verschiedenen Haushalten ermöglichen: Die Verwaltung hatte bei den Beratungen zum Haushalt 2021 als Antwort auf einen entsprechenden Antrag der SPD-Fraktion betont, dass dies bei neuen Baugebieten nach dem Baulandentwicklungsmodell berücksichtigt werden kann. Nachdem die Planungen für die Gebiete Bergäcker und Goldäcker laufen, beantragen wir, dies planerisch umzusetzen und dort entsprechende Wohnformen vorzusehen. Wir beantragen auch, dass hierfür eine Ansprechperson in der Verwaltung benannt wird. 

· Fläche für Tiny Houses bereitstellen: Bei den Tiny Houses handelt es sich um kleine Häuser mit höchstens 50 Quadratmeter Wohnfläche. Diese Wohnform richtet sich an Menschen mit minimalistischem, ressourcenschonendem und umweltbewusstem Lebensstil, die auf kleinstem Raum dauerhaft wohnen möchten. In LE ist der Bedarf an Wohnraum riesig, die vorhandene Fläche aber knapp. Nachdem in anderen Städten diese Projekte auf enorme Resonanz gestoßen sind, greifen wir unseren Antrag vom letzten Jahr nochmals auf und bitten um Vorschläge, wo eine Fläche für Tiny Houses bereitgestellt werden kann?

· Wohnraum im Bahnhöfle Oberaichen schaffen: Wir bitten um einen Bericht, ab wann der Wohnraum im städtischen Gebäude „Bahnhöfle Oberaichen“ bereitgestellt werden kann? Die Aussage aus den Beratungen zum Haushalt 2021 war, dass der Wohnraum bis zum 2. Quartal 2022 zur Verfügung stehen soll.



Schulen und Digitalisierung
· Bedarfe an weiteren Tablets befriedigen: Vieles ist getan worden im letzten Jahr, aber vieles bleibt noch zu tun. Auf Nachfrage der SPD-Fraktion gibt es einen Bedarf von weiteren Tablets in der Größenordnung von 500 Geräten in den nächsten Jahren. Die Verwaltung wird deshalb um die Vorlage eines Konzepts gebeten, wann und wie weitere 500 Tablets beschafft werden können. Hierfür sind natürlich die erforderlichen finanziellen Mittel im Haushalt vorzusehen.

· Verbesserung des Supports der Schulen bei der Arbeit mit der IT: Lehrerinnen und Lehrer sind in erster Linie Pädagogen und keine IT-Fachkräfte. Angesichts des vielfach spürbaren Lehrermangels an den Schulen muss sich die Lehrerschaft zudem auf ihre Kernaufgaben konzentrieren. Nachdem von Seiten der Schulen hier Unterstützungsbedarf vorgetragen wurde, wird beantragt, gemeinsam mit den Schulen zu überlegen, in wie weit ggfs. unter Nutzung bestehender Förderprogramme die Schulen bei der Gewinnung externer Beratungsleistungen, die dem Bedarf der Schulen auch tatsächlich entsprechen, nachhaltig unterstützt werden können.

· Niederschwellige Beratungsangebote im psychosozialen Bereich ausbauen. Die Corona-Krise ist nicht ohne Folgen für die Schülerinnen und Schüler geblieben. Durchgängig aus allen Schulen wird ein enormer Bedarf an weiteren niederschwelligen Angeboten im schulpsychologischen Bereich gesehen, der zügig befriedigt werden muss. Wir beantragen in Zusammenarbeit mit VHS und Stadtjugendring zu prüfen,  hier kurzfristig ein Angebot zu machen und die benötigten Mittel zu veranschlagen. In diesem Zusammenhang ist insbesondere auch zu prüfen, in welchem Umfang Kräfte aus der Schulkindbetreuung ihre Deputate aufstocken können

· Planungsrate für die Erweiterung und Sanierung im Bestand der Goldwiesenschule einstellen: Der Bau weiterer Klassenzimmer und Nebenräume an der Goldwiesenschule darf nicht auf die lange Bank geschoben werden. Zudem ist zu berücksichtigen, dass ab 2026 der Rechtsanspruch auf Ganztagesbetreuung für Grundschulkinder kommt. Wir beantragen die eigentlich bereits für 2022 vorgesehene Planungsrate für die Sanierung und Erweiterung der Goldwiesenschule tatsächlich auch einzustellen.

· Bericht zur Situation im Schulschwimmen: Schwimmunterricht ist in den letzten Jahren coronabedingt ausgefallen. Berichte über Unfälle beim Baden mehren sich. Es wird um einen kurzen Bericht gebeten, in wie weit aktuell die im Lehrplan vorgesehenen Stunden für Schwimmen durchgeführt werden können. Zudem bitten wir um Prüfung, ob es angesichts der hohen Nachfrage nach Schwimmkursen möglich ist, in den Bädern der Stadt weitere Kurse anbieten zu können.










Kinderbetreuung
· Anpassung des Berechnungsverfahren bei der Prognose der Tageseinrichtungen für Kinder: Die Inanspruchnahme der Nutzung der Kinderbetreuungseinrichtungen ist in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen. Bei der Prognose des Bedarfs in den nächsten Jahren wird die Inanspruchnahme in den letzten 5 Jahren zu Grunde gelegt. Die vergleichsweise „
niedrigeren „ älteren“ Werte ziehen damit den künftigen Bedarf nach unten. Er wird vielfach zu niedrig ausgewiesen. Die SPD-Fraktion beantragt, künftig  die letzten 3 Jahre zu berücksichtigen, um realistischere Werte zu erhalten.

· Sachstandsbericht Kita Stangen: Trotz vielfältiger Bemühungen zur Schaffung eines ausreichenden Angebots an Kita-Plätzen fehlen vermutlich im nächsten Jahr vor allem in Echterdingen und Stetten so viele Plätze wie schon lange nicht mehr. Selbst wenn alle Maßnahmen zur Schaffung weiterer Plätze realisiert werden können, werden vermutlich mehr als 180 Plätze fehlen. Nachdem zuletzt im März 2021 im TA über die Kita Stangen gesprochen wurde, wird ein kurzer Sachstandsbericht zum Stand des Bebauungsplanverfahrens und ein aktualisierter Terminplan gebeten.

· Sachstand Kita Schelmenäcker: Die Planung sieht vor, dass die Kita Schelmenäcker zu Beginn des Kindergartenjahres 2021 in Betrieb gehen soll. Ist dies angesichts der eingetretenen Verzögerungen realistisch?

· Wertschätzung für die Arbeit der Erzieherinnen und Erzieher erhöhen, noch mehr in die Ausbildung eigener Kräfte investieren: Zahlreiche Stellen in den Kitas können leider nicht besetzt werden, weil der Markt für Fachkräfte leergefegt ist. Wir beantragen, dass die Stadtverwaltung im Internet und im Amtsblatt für den Beruf und die Arbeitsbedingungen in LE intensiv wirbt und dass dabei Wertschätzung für die geleistete Arbeit deutlich zum Ausdruck kommt. Zudem bitten wir um Vorschläge, wie und wo die Zahl der Ausbildungsplätze (PIA-praxisintegrierte Ausbildung) erhöht werden kann?
Hallenbad
· Warum sind Teile der Finanzierung des Hallenbads nicht mehr in der Finanzplanung enthalten? Zeitplan für den Bau des Hallenbads vorlegen. Im Haushalt 2022 sind 0,8 Mio. € veranschlagt, dann 12 Mio. € in der Finanzplanung für die Jahre 2023-25. Die komplette Finanzierung des Hallenbads wurde auf den Zeitraum außerhalb der Finanzplanung geschoben. Vermutlich verbleibt damit noch ein Betrag offen, der noch zu finanzieren wäre. Gibt es bereits heute absehbare Verzögerungen von den bisher kommunizierten Zeitplänen, die vorsahen, dass mit Beginn des Neubaus nicht vor Mitte 2023 und der Inbetriebnahme des neuen Hallenbads unter optimalsten Bedingungen frühestens Mitte 2026 zu rechnen sei (Vorlage vom Mai 2021). Wir beantragen eine Sachstandsbericht einschließlich einer aktualisierten Terminplanung.
· 
· Wie kann Schwimmen in der Bauphase des neuen Hallenbads weiter möglich sein?           Bereits im VKS am 12.10.2021 hat die SPD-Fraktion beantragt, bereits im nächster Zeit Gespräche mit den verschiedenen Nutzergruppen des Hallenbads zu führen, um Anregungen zu sammeln, wie die Bauphase des neuen Hallenbads, in der das alte Hallenbad nicht mehr zur Verfügung steht, überbrückt werden kann. Wir beantragen insbesondere zu prüfen, inwieweit das Goldäckerbad am Wochenende und in den Ferien stärker genutzt werden kann. 
Sanierung
· Keine überzogenen Standards bei Straßensanierungen, rechtzeitige Einbindung der Anwohnerinnen und Anwohner: Die SPD-Fraktion beantragt, die Standards bei Straßensanierung abzusenken und die Anwohnerinnen und Anwohner vor den Beratungen im TA einzubinden. In jüngster Zeit hat das gelegentlich nicht funktioniert, Dadurch ist dann Mehrarbeit in der Verwaltung aufgrund von Umplanungen entstanden, die vermeidbar gewesen wäre.

· Sanierung Schulen. Die SPD-Fraktion beantragt, auch vor dem Hintergrund der Einführung des Rechtsanspruchs auf Ganztagesbetreuung im Grundschulbereich ab 2026, eine Aktualisierung des Berichts in welchen Jahren geplant ist, welche Schulen grundlegend zu sanieren sind. 

· Neubau Rathäuser. Jahr um Jahr sind zu viele Investitions- und Bauvorhaben auf der Agenda. Jahr um Jahr schafft es die Verwaltung nicht, alles Vorgenommene umzusetzen. Um das Hochbauamt zu entlasten, sollte daher die Neuordnung der Verwaltung mitsamt Neubau der Rathäuser auf der Zeitachse nach hinten geschoben werden. Um eine fundierte Entscheidung treffen zu können beantragen wir:      Die erwarteten Förderbeträge der Rathausneubauten und die zeitlichen Abhängigkeiten sollen dargestellt werden. Auf dieser Basis soll dann entschieden werden, ob der Neubau der Rathäuser verschoben werden kann. 


Haushalt allgemein
· Liste der Ermächtigungsreste: Wie im Vorjahr bitten wir um eine Liste der Ermächtigungsreste, damit erkennbar wird, wie sich der Mittelabfluss bei manchen Projekten tatsächlich darstellt.

· Ablehnung einer globalen Minderausgabe: Angesichts der anstehenden Herausforderungen zur Begrenzung des Fehlbetrags im städtischen Haushalt wird diskutiert, erneut eine globale Minderausgabe anzuordnen und die Ansätze generell um einen bestimmten Prozentsatz zu kürzen. Diese Vorgehensweise ist zwar schnell beschlossen, aber politisch und fachlich wenig sinnvoll. Zielführender ist eine Diskussion bei welchen Ansätzen auf welche Ausgaben verzichtet werden kann. Wir beantragen auf das Instrument der globalen Minderausgabe zu verzichten.

· Welche Grundstücke werden erworben? Im Haushalt ist für den Erwerb von Grundstücken ein Betrag von 10 Mio. € eingestellt. Es wird um eine Aufstellung der Flächen bzw. Gebiete gebeten, in denen in 2022 ein Flächenerwerb geplant ist. Falls es sich um Grundstücke außerhalb der Baulandentwicklungsgebiete handelt, ist dies zeitnah im Gemeinderat zu behandeln.



· Verkehrsentlastungs- und Lärmminderungsfonds mit Sperrvermerk versehen: Der Verkehrsentlastungs- und Lärmminderungsfonds umfasst derzeit 5,5 Mio. € und ist in der Liquidität der Stadt enthalten. Es muss sichergestellt werden, dass diese Mittel nur für die vorgesehenen Zwecke verwendet werden. Wir bitten, diese Mittel mit einem Sperrvermerk zu versehen oder auf andere Weise sicherzustellen, dass sie nicht für andere Zwecke verwendet werden können.

· Streckung der Mittel für die Entwicklung neuer Mobilitätspunkte aus dem Haushalt: In den nächsten Jahren sind für den Bau weiterer Mobilitätspunkte insgesamt mehrere Mio. € eingestellt. Wir beantragen diese Mittel zu reduzieren und derzeit auch keine weiteren Mobilitätspunkte zu planen. Die Sanierung der Wartehäuschen an den Bushaltestellen ist für uns sehr wichtig und hat eine hohe Priorität.



Wertschätzung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
· Präventive Maßnahmen zur Reduzierung der Fehltage. Dem Personalbericht 2021 war zu entnehmen, dass im Jahr 2020 in der Stadtverwaltung fast 21.000 Fehltage aufgrund von Krankheit angefallen sind. Das entspricht der Arbeitszeit von mehr als 50 Beschäftigten, die nicht erbracht wird. Die Zahl der Fehltage hat sich damit in den letzten 8 Jahren mehr als verdreifacht. Die SPD-Fraktion bittet um einen kurzen Bericht und um Vorschläge, wie durch präventive Maßnahmen vielleicht die Zahl der Fehltage gesenkt werden kann.

· Finanzielle Anerkennung für Leistungsträger: Es wird um einen Bericht gebeten, in welchem Umfang in der Verwaltung Leistungsprämien für herausragende Leistungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewährt werden und um Vorschläge, unter welchen Rahmenbedingungen die finanzielle Anerkennung in Einzelfällen verbessert werden kann. 

Verschiedenes
· Gründungsfreundliche Kommune LE: Bereits bei den Beratungen zum Haushalt 2021hatte die SPD-Fraktion beantragt, Vorschläge für ein Gründerzentrum, insbesondere aus dem Bereich Bioökonomie, zu erarbeiten. Am 27.4.2021 wurde die Verwaltung vom Gemeinderat beauftragt, die Konzeption zur Gründungsfreundlichen Kommune LE voranzubringen unter Nutzung der städtischen Immobilie im Immergrünweg. Wir beantragen einen kurzen Sachstandsbericht.

· Eindämmung der Taubenplage: Wir bitten zum wiederholten Mal um Erarbeitung von Vorschlägen, wie die Taubenplage durch die Errichtung von mindestens 2 Taubenhäusern in Echterdingen und Leinfelden begrenzt werden kann. Vielleicht lassen sich Ehrenamtliche oder ortsansässige Firmen finden, die bei der Betreuung der Taubenhäuser unterstützen.

· Wiederbelebung des Kommunalen Arbeitskreises Filder(KAF): Kürzlich wurde ohne Begründung eine Sitzung des Kommunalen Arbeitskreises Filder abgesagt. Das ist für uns schwer nachvollziehbar. Angesichts der vielfältigen Probleme auf der Filder, die nur gemeinsam von den Kommunen gelöst werden können, ist für uns der KAF zwingend notwendig. Die Zusammenarbeit kann sich nicht nur auf die Ebene der Verwaltungen beschränken, sondern muss auch die Hauptorgane der jeweiligen Kommunen, nämlich die Gemeinderäte, miteinbinden. Erst vor wenigen Wochen wurde auf Einladung der Stadt Stuttgart (insbesondere auf Initiative der Fraktionen der Grünen und der CDU) eine solche Gesprächsrunde für Stuttgart und seine Nachbarkommunen ins Leben gerufen. Bei diesem Meinungsaustausch ergab sich, dass dem KAF vergleichbare Gremien auch in anderen Regionen bestehen und erfolgreich arbeiten. Wir bitten um eine schnellstmögliche Terminierung einer Sitzung des Kommunalen Arbeitskreises Filder.








Klimaschutz ernst nehmen
· Der Bürgerstrom soll Schritt für Schritt auf Ökostrom umgestellt werden. Bis 2025 soll der Strom komplett aus erneuerbaren Energien bezogen werden.

· Der gelieferte Strom aus dem heutigen Ökostromtarif soll bis 2030 zu 100% aus lokalen Anlagen bezogen werden. Ein Aufbau- und Umsetzungsplan ist zu erarbeiten und dem Stadtwerkeausschuss vorzulegen. Zudem ist die Straßenbeleuchtung  weiter auf LED umzurüsten.

· Der Ausbau von Elektroladesäulen ist zu forcieren.

· Städtische Fahrzeuge (Dienstfahrzeuge etc.) sollen weitgehend emissionsneutral sein.

Flächenentsiegelung
· Wir beantragen eine Maßnahmenplan zur Entsiegelung von Flächen und Vorschläge, wo Bäume gepflanzt sowie Fassaden- und Dachbegrünung umgesetzt werden kann.

Bodenqualität evtl.  Überarbeitung des Flächennutzungsplanes:
Wir halten es für wichtig, dass eine Bewertung der Bodenqualität erfolgt und künftig vor Planungsstart herangezogen wird, so dass qualitativ hochwertige Böden nicht oder nur nachrangig bebaut werden.

Bericht des Klimaschutzmanagers: Wir beantragen einen Bericht des Klimaschutzmanagers, in dem erste Vorschläge enthalten sein müssen, was wir in LE zeitnah an Maßnahmen des Klimaschutzes umsetzen können.

Wir beantragen das Thema Gäubahntrasse und Tunnellösung im Zuge der  Fortschreibung von S 21 im Plangebiet unserer Stadt zu behandeln und die Alternativen vorzustellen. 
Dazu sind die entsprechenden Fachleute einzuladen.

Parkierung und Verkehr:
· Die Stadtwerke sollen die Errichtung und das Betreiben eines kostendeckenden Wohnwagen Abstellplatzes prüfen. Wohnmobile und Wohnwagen der Bewohner*innen von LE werden derzeit in Wohngebieten abgestellt in denen das Parken möglich ist. Da durch das Parkraumkonzept diese Gebiete kleiner werden, ballen sich diese Wägen in den verbleibenden Gebieten und sorgen dort für vermehrt Ärger. 

· Im Rahmen der Sanierungsmaßnahmen des P&R Hauses in Echterdingen soll ein dauerhafter Lärmschutz angebracht werden. Das Parkhaus liegt zwar über den Schienen, ist an der Seite jedoch offen, so dass der Lärm in Richtung des Wohngebiets schallt. Während der Sanierungsmaßnahmen ist insbesondere nachts mit Lärm zu rechnen. Durch eine solche Maßnahme hätten die Anwohner kurz- und langfristigen Nutzen.


· Im Rahmen der Sanierung des P&R Hauses in Echterdingen soll die Geländerhöhe der S-Bahn Brücke angepasst werden, damit auch offiziell wieder Radfahrer darüber fahren dürfen.  
Radwege 
· Die umliegenden Kommunen wie z.B. Böblingen, Steinenbronn oder Schönaich sollen durch offizielle Fahrradachsen angebunden werden. Eine offizielle Anbindung an die überregionalen Fahrradschnellwege soll umgesetzt werden.

· Innerhalb von LE sollen Fahrradachsen ausgewiesen werden.

· Das Nahversorgungsgebiet im Echterdinger Norden soll durch eine offizielle Fahrradverbindung angebunden werden. Sollte dies kurzfristig städtebaulich nicht umsetzbar sein, soll diese Route dennoch geplant werden und die erforderlichen Grundstücke dafür mit einem Vorkaufsrecht versehen werden. 


· Auf dem S-Bahndeckel der Kolumbusstraße soll ein Fahrrad- und Fußgängerweg eingerichtet werden, damit die Schüler aus den „neuen“ Wohngebieten sicher zu den weiterführenden Schulen kommen. 

· Viele Anbindungen an Fahrradwege erfolgen radunfreundlich im rechten Winkel. Wir beantragen daher, dass Radwege künftig radfahrgerecht angebunden werden sollen. Bestehende Radweganbindungen sollten nachgerüstet werden. (z.B. Kolumbusstraße vor Kleinkindcontainer, Unterführung unter der Leinfelder Straße vom Feld Richtung Goldäcker) 





